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Liebe Mandantschaft, 
sehr geehrte Damen und Herren, 

am 26. August 2024 hat der Berliner Senat dem 
Abgeordnetenhaus einen Gesetzentwurf vor-
gelegt, der unter dem Schlagwort „Schneller-
Bauen-Gesetz“ bekannt gemacht wurde. Dieser 
Entwurf bezieht sich allerdings nicht auf den 
Bau selbst, sondern auf die Beschleunigung von 
Baugenehmigungen und anderen Verwaltungs-
verfahren. Geplant ist die Änderung von zehn 
Berliner Gesetzen, um diese Verfahren zügiger 
und rechtssicherer zu gestalten. Während  
einige neue Regelungen potenziell hilfreich sein 
könnten, bleibt die Umsetzung in anderen  
Bereichen noch unklar, und einige wesentliche 
Punkte fehlen ebenfalls.  

Eine interessante Lektüre wünscht  

Ihr [GGSC] Anwaltsteam 

 

 

 

 

 

 

 „Schneller-Bauen-Gesetz“ –  
Wo es wirkt, wo der Entwurf 
widersprüchlich ist und wo er 
noch nachgebessert werden 
muss 
• Schnelle Entscheidungen 

• Umfassende Entscheidungen 

• Fiktive Genehmigungen 

• Entscheidungen durch die  
Hauptverwaltung 

• Erleichterungen für den  
Wohnungsbau 

• Was fehlt 

• Ergebnis 
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[„SCHNELLER-BAUEN-GESETZ“ –  
WO ES WIRKT, WO DER ENTWURF 
WIDERSPRÜCHLICH IST UND WO 
ER NOCH NACHGEBESSERT WER-
DEN MUSS] 
Mit Beschluss vom 26. August 2024 hat der Se-
nat von Berlin dem Abgeordnetenhaus einen 
Gesetzentwurf zugeleitet, der mit dem Schlag-
wort „Schneller-Bauen-Gesetz“ vorgestellt 
wird.1 Zwar kann sich bis zur Verabschiedung, 
die noch in diesem Jahr erfolgen soll, noch eini-
ges ändern. Aber wer demnächst ein Bauvorha-
ben ins Verfahren bringen will, sollte prüfen, ob 
ein Antrag dazu besser noch vor Inkrafttreten 
des Gesetzes gestellt werden sollte oder ob sich 
ein Abwarten lohnt. Gern beraten wir dazu im 
Detail. 

Schnelle Entscheidungen 

Wichtigstes Ziel des Gesetzes ist, zu erreichen, 
dass die jeweils zuständige Behörde schneller 
entscheidet. Das gilt für die Bauaufsicht als im 
Bauantragsverfahren federführende Stelle, 
aber auch für alle anderen „berührten Fachbe-
reiche“. Insoweit werden neue Fristen einge-
führt und bisherige verkürzt. Allerdings kann 
sich jede Stelle von jeder Frist befreien, wenn 
sie die Unvollständigkeit der übersandten  

 

1  Gesetz zur Beschleunigung von Planungs- und Geneh-

migungsverfahren für Bauvorhaben (Schneller-Bauen-

Gesetz – SBG), Drucks. 19/1858 des Abgeordnetenhau-

Unterlagen rügt (§ 3 Abs. 4 (E) AZG, § 69 Abs. 1 
(E), Abs. 2 BauO Bln, § 12 Abs. 1a (E) DSchG, 
§ 11 Abs. 3a (E) StraßenG). Die Bauenden wer-
den sich also auf viele „Wir-brauchen-mehr- 
Details-Rügen“ einstellen müssen.  

Schon vor Antragstellung kann der Bauende bei 
wichtigen Bauvorhaben (u. a.: ab 50 Wohnein-
heiten) eine (kostenpflichtige) „Antragskonfe-
renz“ verlangen, an der Entscheidungsbefugte 
aller „berührten Fachbereiche“ teilnehmen 
müssen und die festlegt (und protokolliert), 
welche „Vorarbeiten bis zur Antragstellung  
erfolgen müssen“ (§ 58 Abs. 1a (E) BauO Bln). 
Die „Wir-brauchen-mehr-Details-Forderun-
gen“ werden dann gleich als Anlage zum Proto-
koll geliefert. 

Umfassende Entscheidungen 

Es gibt Bundesländer in Deutschland, da  
umfasst die Baugenehmigung alle für den Bau-
enden erforderlichen öffentlich-rechtlichen 
Entscheidungen (z. B. § 72 Abs. 1 BbgBO). In 
Berlin mussten dagegen bisher die meisten  
zusätzlichen Genehmigungen gesondert bean-
tragt werden. Das soll sich nun (teilweise)  
ändern. Geprüft und rechtssicher beschieden 
werden sollen künftig auch Fragen der Entwäs-
serung, der dauerhaften Gehwegüberfahrten, 
der „Anforderungen des Artenschutzes“ (§§ 63, 

ses von Berlin vom 26.08.2024. Die Regelungen des Ent-

wurfs werden im Folgenden Text als (E.) zitiert, zusam-

men mit dem jeweiligen Gesetz, in das sie eingefügt 

werden, oder als „neu“. 
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64 (E) BauO Bln) und des Baumschutzes  
(§ 5 Abs. 4 (E) BaumSchVO). Das wird neue 
„Wir-brauchen-mehr-Details-Listen“ der  
zuständigen Fachbehörden nach sich ziehen, 
denn diese müssen jeweils beteiligt werden 
oder sogar ihr Einvernehmen erklären. Unklar 
bleibt auch unter Berücksichtigung der Geset-
zesbegründung, was hinsichtlich der „Zulässig-
keit von dauerhaften Gehwegüberfahrten“ und 
der „Anforderungen des Artenschutzes“ genau 
geprüft wird. Dauerhafte Gehwegüberfahrten 
werden in Berlin im Rahmen des Anliegerge-
brauchs (§ 12 Abs. 3 BerlStrG) vom Bezirk selbst 
hergestellt (§ 9 Abs. 1 BerlStrG), die Frage einer 
formellen „Zulässigkeit“ stellt sich also nicht. 
Gemeint ist also wohl, dass die Bauaufsicht von 
Amts wegen zu klären hat, ob der Straßenbau-
lastträger die Herstellung an der in den Bauvor-
lagen gekennzeichneten Stelle zusagt oder  
jedenfalls zulässt. 

Hinsichtlich des Artenschutzes ist anzumerken, 
dass weder die deutschen Bauordnungen noch 
das Naturschutzrecht bisher den Begriff  
„Anforderungen des Artenschutzes“ verwen-
den. Das Artenschutzrecht besteht aus zahlrei-
chen (und sehr umfassenden) Verboten, von 
denen ggf. Ausnahmen oder Befreiungen zuzu-
lassen sind oder zugelassen werden können. 
Welche „Anforderungen“ also genau von der 
Bauaufsicht zu prüfen sind und welche der ver-
schiedenen Berliner Naturschutzbehörden in 
welcher Reihenfolge zu beteiligen sind, muss 
also erst noch geklärt werden. 

 

2  Vgl. insbesondere § 22 Abs. 6 BauGB, auf den auch ver-

schiedene andere Regelungen des BauGB zur Entste-

hung fiktiver Genehmigungen verweisen. 

Fiktive Genehmigungen 

Es gibt schon gegenwärtig viele das Bauverfah-
ren betreffende Fristen für behördliche Stel-
lungnahmen oder Entscheidungen, deren 
Nichteinhaltung für niemanden Folgen hat  
außer für den Bauenden, bei dem dies zu 
schmerzhaften Verzögerungen führt. Als Heil-
mittel hiergegen könnte der Gesetzgeber den 
fiktiven Eintritt einer positiven Entscheidung 
nach Fristablauf regeln, was er in einigen Fällen 
auch schon getan hat.2 Auch in § 69 BauO Bln 
waren bisher Fälle des fiktiven Einvernehmens 
(Abs. 2 Satz 3) und der fiktiven Genehmigung 
(Abs. 4) geregelt. Diese Fiktionen werden  
zukünftig durch „Wir-brauchen-mehr-Details-
Forderungen“ eingeschränkt (Abs. 2 Satz 4 neu) 
bzw. für den Artenschutz und die Entwässerung 
ganz abgeschafft (Abs. 4 Satz 3 neu). Zusätzli-
che Genehmigungsfiktionen, deren Einführung 
auch in der Verwaltungsreformdiskussion  
immer wieder gefordert wird, finden sich im  
Gesetzentwurf nicht.  

Entscheidungen durch die  
Hauptverwaltung 

Nach Art. 67 der Berliner Verfassung ist die 
Durchführung von Verwaltungsaufgaben Sache 
der Bezirke, wenn nicht „im dringenden  
Gesamtinteresse Berlins“ die Hauptverwaltung 
tätig werden darf oder muss. Das allgegenwär-
tige Verwaltungsversagen Berlins ist vor die-
sem Hintergrund nicht zuletzt auf den Umstand 
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zurückzuführen, dass in allen Bezirksverwaltun-
gen zusammen nur ein Viertel der Vollzeitstel-
len vorhanden sind, über die Hauptverwaltun-
gen verfügen.3 Bei dieser Sachlage liegt es 
nahe, Aufgaben, die dringend erledigt werden 
müssen, auf die Hauptverwaltung zu verlagern. 
Hiervon macht der Gesetzentwurf vielfältig  
Gebrauch. So wird das Eingriffsrecht der Sen-
SBW bei einigen bedeutsamen „städtebauli-
chen Vorhaben“ erweitert (§ 13a Abs. 1 Satz 2 
Nr. 5. bis 7. (E) AZG – u. a. „ab 50 Wohneinhei-
ten“). § 7 Abs. 2 Satz 2 Nr. 5 AGBauGB, der im 
Planungsrecht Vorhaben ab 200 WE für bedeut-
sam erklärt, soll allerdings unverändert bleiben. 
Erklären kann man das nicht.  

Die Widerspruchszuständigkeit im Denkmal-
schutz für bedeutsame Vorhaben geht zukünf-
tig an die Hauptverwaltung (§ 12 Abs. 4 (E) 
DSchG). 

Nach „oben“ verlagert werden verschiedene 
Entscheidungen im Grundstücksrecht (Nr. 6 der 
Anlage zum AZG neu) und über die Ausübung 
eines Vorkaufsrechts (§ 16 Abs. 2 (E)  
AGBauGB). Ist SenSBW für die Entscheidung 
über ein bedeutsames Vorhaben zuständig 
oder zieht sie es an sich, so sind in Zukunft die 
Bezirksverwaltungen auch im Übrigen nicht 
mehr beteiligt, sondern nur noch die „fachlich 
betroffenen Senatsverwaltungen“ (§ 69 Abs. 2 
Satz 4 und § 88 Abs. 2 (E) BauO Bln; § 5 Abs. 2 
Nr. 13 und 14 (E) DSchG). Ob diese Verlagerun-
gen wirklich zu Beschleunigungen führen, muss 

 

3  Von 123.000 Beschäftigten (Vollzeitäquivalente) des öf-

fentlichen Dienstes sind im Jahre 2024 99.000 der 

Hauptverwaltungsebene und 24.000 den zwölf Bezirks-

verwaltungen zugewiesen. Gegenüber 2008 (100 %) gab 

man bei den gegenwärtig von den Fachverwal-
tungen des Senats schon oft benötigten Ent-
scheidungszeiträumen allerdings bezweifeln. 

Erleichterungen für den  
Wohnungsbau 

Da sich Berlin zu einem Gebiet mit einem „an-
gespannten Wohnungsmarkt“ (§ 201a BauGB) 
erklärt hat, ist es verpflichtet, alle Möglichkei-
ten zur Beseitigung dieser Wohnungsmangel-
lage auszuschöpfen. Von einer durchgehenden 
Erleichterung der Anforderungen an Woh-
nungsbauvorhaben und einer durchgehenden 
Beschleunigung entsprechender Genehmi-
gungsverfahren ist in dem Entwurf jedoch keine 
Rede. Einige materielle Anforderungen werden 
jedoch sinnvoll vermindert (§ 47 Abs. 1 (E) 
BauO Bln: nur noch 2,40 m Mindesthöhe von 
Aufenthaltsräumen; § 48 Abs. 5 (E) BauO Bln: 
Nicht-Anwendung der §§ 6, 27, 28 und 30 bis 32 
bei Schaffung von Wohnraum im Bestand).  
Wesentliche Erleichterungen gibt es auch im 
Waldrecht: Anwendbarkeit erst ab 0,2 ha 
Baumbestand; Wegfall der UVP bei Umwand-
lungen unter 10 ha; besondere Berücksichti-
gung der Wohnraumproblematik im Waldum-
wandlungsverfahren; Zahlung einer Walderhal-
tungsabgabe ist ausreichende Kompensation. 

Dagegen wird die (immer zeitaufwendige)  
zusätzliche Prüfung bisher ungeprüfter Anfor-
derungen im Baugenehmigungsverfahren vor-
geschrieben (§ 44 Abs. 1 Satz 3 i. V. m. §§ 63, 64 

es in der Hauptverwaltung einen Aufwuchs auf 115 %, 

bei den Bezirken eine Verringerung auf 97 %. 
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(E) BauO Bln: Niederschlagswasserversicke-
rung; § 63 Nr. 3 (E) BauO Bln: Die Übereinstim-
mung mit den Anforderungen der §§ 4 bis 6, 8 
Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 und § 45; § 63 Nr. 5 (E) 
BauO Bln: Die barrierefreie Zugänglichkeit von 
baulichen Anlagen). Unmöglich gemacht wird 
zusätzlich die Schaffung von rechtmäßigem 
Wohnraum ohne Zustimmung des Grundstück-
seigentümers durch den Inhaber der Fläche. 
Dies gilt auch dann, wenn der Bauwillige einen 
vertraglichen Anspruch darauf hat zu bauen, 
aber der Eigentümer dem Baugenehmigungs-
antrag gleichwohl nicht zustimmt. Dann muss 
der Bauwillige erst vor dem Zivilgericht die  
Zustimmung des Eigentümers zu den Bauvorla-
gen erstreiten, um dann öffentlich-rechtlich zu 
klären, was er konkret bauen darf und was 
nicht. Was diese Regelung in einem „Schneller-
Bauen-Gesetz“ zu suchen hat, ist schlicht  
unverständlich.  

Die Fachbehörden sollen zukünftig Antragsver-
fahren, die mit dem Wohnungsbau zusammen-
hängen, „vorrangig“ bearbeiten (§ 38a (E) 
NatSchG; § 12 Abs. 2 Satz 6 (E) StraßenG).  
Warum sie das bisher trotz der durch Rechtsver-
ordnung festgestellten Wohnungsmangellage 
nicht taten, versteht man allerdings nicht. Und 
was zukünftig passiert, wenn sie es weiterhin 
nicht tun, wissen wir auch nicht. 

Was fehlt 

Es gibt kaum eine heutige Diskussion über  
Demokratieverdrossenheit, in der nicht die For-
derung nach „Entbürokratisierung“ als Heilmit-
tel erhoben wird. Damit sind zwei Problem-
kreise angesprochen: Die Forderung nach weni-
ger materieller staatlicher Regulierung und die 
Forderung, die Einhaltung rechtlicher Anforde-
rungen nicht in jedem Fall und schon gar nicht 

in langwierigen aufwendigen Verfahren zu 
überprüfen. Beides findet sich im Gesetzent-
wurf kaum wieder. Das ist im materiellen  
Bereich verständlich, denn hier ist der Bund im 
Planungs-, Naturschutz-, Immissionsschutz- 
und Bauzivilrecht zuständig. Im formellen  
Bereich hätte man jedoch auf jede Erhöhung 
der Prüfungsdichte verzichten und diese an ver-
schiedenen Stellen sogar zurückfahren können. 

Ein Berlin-spezifisches Sonderproblem sind  
insoweit die Prüfungen und Klagerechte der  
anerkannten Naturschutzvereinigungen. Wäh-
rend im „politischen“ Teil des Gesetzgebungs-
vorhabens die vollständige Rückführung aller 
Verfahrensstandards auf das EU- und bundes-
rechtliche Mindestmaß versprochen wird, löst 
der rechtliche Teil dies nicht ein und lässt vor al-
lem das über das Bundesrecht hinausgehende 
Mitwirkungsrecht des § 45 Abs. 1 Nr. 3 
NatSchG Bln unangetastet. Da gleichzeitig die 
Erweiterung der bauaufsichtlichen Prüfung in 
allen Verfahren auf die „Anforderungen des  
Artenschutzes“ vorgenommen wird, führt die-
ses Unterlassen zu einem umfassenden Klage-
recht jeder in Berlin anerkannten Naturschutz-
vereinigung gegen jede in Berlin erteilte Bauge-
nehmigung. Es reicht aus, wenn die Möglichkeit 
dargelegt werden kann, dass durch den Bagger 
ein Käfer, eine Amphibie oder ein sonstiges 
streng geschütztes Tier ungerechtfertigt zu 
Tode kommt oder ein Vogelbrut- oder Nah-
rungsbiotop beschädigt wird. 

Ergebnis 

Wenn die Mehrheit im Abgeordnetenhaus 
mehr als nur symbolische Gesetzgebung betrei-
ben will, sollte sie den Entwurf zügig aber 
gründlich behandeln, einige Regelungen ver-
bessern und ergänzen, andere weglassen. Alles, 



 

 

 

[GGSC] Bau·Newsletter – September 2024   – 6 – 

Partnerschaft von Rechtsanwälten mbB  Tel. 030 726 10 26 0 www. ggsc.de 
Stralauer Platz 34  Fax 030 726 10 26 10 berlin@ggsc.de 
10243 Berlin 
    

was die Behördenzuständigkeiten betrifft, 
sollte man nicht in diesem Gesetz, sondern in 
dem ebenfalls vom Senat zur kurzfristigen Ein-
bringung ins Abgeordnetenhaus versproche-
nen Landesorganisationsgesetz umfassend und 
für die gesamte Berliner Verwaltung effektiv  
regeln. 

Fragen zu dieser Thematik bitte an:  

oder die übrigen Mitglieder unseres Teams 
zum öffentlichen Baurecht -> 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

SAVE THE DATE 
[GGSC] EXPERT:INNEN-INTERVIEW  
BauGB-Novelle und Berliner Schneller-Bauen-Gesetz 
28.11.2024 online 
Am 28. November laden wir Sie herzlich zu einem spannenden Nachmittag ein, an dem wir in  
unserer Interview-Serie zentrale Themen rund um den Wohnungsbau beleuchten.  
Unsere Expert:innen werden die wichtigsten Neuerungen der BauGB-Novelle besprechen, die ins-
besondere auf einen schnelleren Wohnungsbau abzielt. Außerdem geben wir Ihnen einen detaillier-
ten Einblick in das Berliner Schneller-Bauen-Gesetz. Verpassen Sie nicht diese Gelegenheit, sich 
über die aktuellen Entwicklungen im Baurecht zu informieren. 

https://www.ggsc.de/team/anwaeltinnen-und-betriebswirtinnen/dr-gerrit-aschmann
https://www.ggsc.de/team/anwaeltinnen-und-betriebswirtinnen/dr-maren-wittzack
https://www.ggsc.de/team/anwaeltinnen-und-betriebswirtinnen/gina-benkert
https://www.ggsc.de/team/anwaltsteam/maike-raether
https://www.ggsc.de/team/anwaeltinnen-und-betriebswirtinnen/dr-klaus-martin-groth
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